Wien, Donnerstag den 27. Iuni 1878. XI. Jahrgang. Nr. 26. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) f 
prännmerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
I Als werchvolle Beilage werden dem Blatte die Erfenntniffe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abennement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei geſülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. Weg 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find vortofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten höflichſt, ihre anerkennen zu wollen, in Folge deſſen M. v. Sp. von der Finanz- 
Pränumerations⸗Erneuerung für das II. Semeſter 1878 an procuratur in L. mittelſt Hypothekarklage auf Anerkennung der Ver⸗ 
die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Banern- pflichtung zu einer jährlichen Intereſſenzahlung von 400 fl. C. M. 


; 115 oder 420 fl. ö. W., ſowie auf Zahlung der Intereſſenrückſtände für 
r einzuſenden damit in der Zusendung des die Jahre 1871, 1872 und das erſte halbe Jahr 18078 per 1000 fl. 


Blattes keine Störung eintritt. \ C. M. oder 1050 fl. ö. W. belangt wurde. 
r r Mn alle Soma) ol Aoler Apple: In der Klage wurde angeführt und nachgewieſen, daß die ehe⸗ 
Inhalt. malige Herrſchaſt Gallſpach in einem Landestheile gelegen iſt, welcher 


vom Jahre 1809 bis 1816 baieriſches Territorium war, in welchem 
daher das Finanzpatent vom Jahre 1811 niemals Geltung erlangt 
Unwirkſamkeit des Finanzpatentes vom Jahre 1811 in jenen Gebietstheilen, welche hat; ferner, daß bereits zweimal auf die Zahlung rückſtändiger Intereffen 

im Wiener Frieden vom 14. October 1809 von Oeſterreich an Baiern abge⸗ von dem fraglichen Capitale in dem Capitalsbetrage per 10.000 fl. C. M. 


treten wurden und erſt durch den zwiſchen beiden Staaten am 14. April 3 IT j d 2 
1816 geſchloſſenen Staatsvertrag wieder an Oeſterreich zurückgefallen ſind. — entſprechenden Beträgen rechtskräftig erkannt worden ift, und daß end 


Erſitzung des Rechtes, von einem unaufkündbaren Capitale die Zinſen in lich die Jutereſſen jenes Capitales ſeit mehr als 40 Jahren ununter⸗ 
einer beſtimmten Währung zu zahlen. brochen in dem jährlichen Betrage von 400 fl. C. M. entrichtet wor⸗ 
Den Parteien kann auch nach eingetretener Rechtskraft eines politiſchen Straf⸗ den ſind. - 

N, Re Ausfolgung eines Auszuges aus dem Strafregiſter nicht Das k. k. Landesgericht in S. hat mit dem Urtheile vom 
erweigert werden. en ad f 
Auſrechtbeſtehen des Penſionsanſpruches der auch erſt am Tage des Ablebens ihres 7. Februar 1874, 3. 5811, die Finanzprocuratur mit ihrem Klage⸗ 

begehren abgewieſen. 


Gatten mit demſelben rechtsgiltig getrauten Beamtenswittwe. 
Die über vereinzelte Nachfrage erfolgte Abgabe von Rum Seitens eines Apothe⸗ Die Motive dieſes Urtheiles waren im Weſentlichen folgende: 
= kers kann bur ke e derade den een dug In dieſem (im Jahre 1809 an Baiern abgetretenen und im 
Bi geſppchen ſalſchliche Veſchuldigung begründet nicht den Thatbeſtand den Jahre 1816 wieder an Oeſterreich zurückgefallenen) Gebietstheile (des 
Uebertretung der Ehrenbeleidigung nach 8 487 des St. G., da zu ſolchem Landes ob der Enns) erhielt das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch am 
erforderlich iſt, daß die fälſchliche Beſchuldigung gegenüber einer von dem 1. Auguſt 1817 laut Kundmachung der oberöſterreichiſchen Landes⸗ 
Beſchuldigten verſchiedenen Perſon gemacht werde. regierung vom 28. Mai 1817 Geſetzeskraft und damit auch das Kund⸗ 
Perſonalien. machungspatent vom 1. Juni 1811, das ein integrirender Theil des 
Erledigungen. allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches für jene Gebietstheile iſt, für 
welche nicht ein beſonderes Kundmachungspatent erlaſfen wurde. Im 
neunten Abſatze dieſes Kundmachungspatentes iſt aber bezüglich der 
Beurtheilung und des Verhaltens bei Geldzahlungen ausdrücklich das 
Patent vom 20. Hornung 1811 berufen und das bürgerliche Geſetzbuch 
nur in Ermanglung beſonderer noch zu erlaſſender Geſetze über Geld⸗ 
zahlungen als allgemeine Vorſchrift aufgeſtellt. Wenn auch nicht beſon⸗ 
ders kundgemacht, kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß mit der 
Einführung des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches in einem Gebiets⸗ 
theile des öſterreichiſchen Staates ohne Erlaſſung eines beſonderen Kund⸗ 
machungspatentes auch das im Kundmachungspatente vom 1. Juni 1811 
hiezu ausdrücklich erwähnte Finanzpatent vom 20. Februar 1811 
Geſetzeskraft erhielt, weil es eben materielle Rechtsbeſtimmungen für 
gewiſſe Fälle enthält, auf die das bürgerliche Geſetzbuch keine vier nur 


Mittheilungen aus der Praxis: 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unwirkſamkeit des Finanzpatentes vom Jahre 1811 in jenen 

Gebietstheilen, welche im Wiener Frieden vom 1. October 1809 

von Oeſterreich an Baiern abgetreten wurden und erſt durch den 

zwiſchen beiden Staaten am 1%. April 1846 geſchloſſenen Staats⸗ 

vertrag wieder an Oeſterreich zurückgefallen find. — Erſitzung des 

Rechtes, von einem unaufkündbaren Capitale die Zinſen in einer 
beſtimmten Währung zu fordern. 

Auf dem landtäflichen Gute Gallſpach in Oberöſterreich haftet im 
Grunde einer Schuldurkunde, ddo. Bartholomäi 1731, für das Moriz 
Prechenſtainer'ſche Beneficium Sanctae Crucis zu Hofkirchen, reſp. für ſubſidiariſche Anwendung haben ſoll, und auf welche im 8 986 a. b. 
den oberöſterreichiſchen Religionsfond, ein zu 4 Procent verzinsliches, G. B. als alleinige Richtſchnur ausdrücklich verwieſen wird. Der § 12 
unaufkündbares Darlehenscapital per 10.000 fl. dieſes Finanzpatentes verordnet aber, daß alle vor dem Erſcheinen des⸗ 

Da jedoch die Währung dieſes Capitales weder in der Schuld⸗ | ſelben gemachten Privatanlehen ſowie alle aus Contracten oder ſonſtigen 
urkunde angegeben, noch in der Landtafel ausgezeichnet erſchien, jo Verpflichtungen entſpringenden Zahlungen, inſoferne die Schuldſcheine, 
erklärte die gegenwärtige Beſitzerin des genannten Hypothekargutes, Contracte und Verpflichtungen vor dem Jahre 1799 ausgeſtellt, errichtet 
M. v. Sp., die auf ein Jahr entfallenden vierprocentigen Intereſſen oder eingegangen worden find (was auf dieſen Rechtsfall Anwendung 
nur mit 400 fl. W. W. in Einlöſungsſcheinen oder 168 fl. ö. W. findet), nach dem vollen Betrage in Wiener Courant, nämlich in Ein⸗ 
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löſungsſcheinen oder im fünffachen Betrage in Bankozetteln, geleiftet | die künftige Einführung des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ange⸗ 


werden. 


Da das dieſem Rechtsſtreite zu Grunde liegende Vertragsverhältniß. 


kündigt. 
Erſt in Folge allerhöchſter Entſchließung vom 9. April 1817 


vor 1799 entſtand und darin eine beſtimmte Münzſorte nicht bedungen ] und über Note der k. k. oberſten Juſtizſtelle vom 26. April 1817, 
iſt, ſo hat mit dem 1. Auguſt 1817 die Zahlung in Capital und Z. 2209, erfolgte die Kundmachung dahin, daß an die Stelle der 
Intereſſen, um welch' letztere es ſich bei der Unaufkündbarkeit des Capi⸗ daſelbſt (d. i. in den reoccupirten Landestheilen) bisher verbindenden 


tales nur handeln kann, nach dieſem § 12 des Finanzpatentes vom 
20. Februar 1811, ſomit in Einlöſungsſcheinen, zu geſchehen. 

Daß dieſe Auslegung die richtige iſt, geht klar ausgeſprochen aus 
dem Wortlaute des Hofdecretes vom 28. December 1820 an jämmt 
liche Länderſtellen (enthalten in der politiſchen Geſetzesſammlung, 48. Band, 
Seite 491) hervor, worin aus Anlaß eines ganz gleichen Begehrens 
erklärt wurde, daß die das Finanzpatent vom 20. Februar 1811 zum 
Theile abändernden Beſtimmungen der Finanzpatente vom 1. Juni 1816 
und vom 28. Februar und 20. October 1817 auf die den Kund⸗ 
machungstagen dieſer Patente vorausgegangenen Fälle keine Anwendung 
finden, ſondern für ſolche frühere Fälle noch immer die 88 9 und 12 
des Patentes vom 20. Februar 1811 zur Richtſchnur zu dienen haben. 

Privatrechtliche Verbindlichkeiten aber, die nach Wiener Währung 
zu erfüllen waren, ſind jetzt nach dem § 5 des kaiſ. Patentes vom 
24. April 1858, Nr. 63 R. G. Bl., nach dem in dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle aufgeſtellten Maßſtabe, und zwar in der Weiſe zu entrichten, daß 
für 100 fl. W. W. 42 fl. 6. W. zu leiſten ſind, zu deren Leiſtung 
ſich die Geklagte ohnehin herbeiließ. 

Auch die Einwendung, daß dieſe Rechtsſache bereits rechtkräftig 
im Sinne des Klägers entſchieden ſei, kann nicht ſtatthaft befunden 
werden, weil es ſich bei der Entſcheidung der früheren Fälle in den 
Jahren 1822, 1824 und 1829 nicht um eine in den Jahren 1871, 
1872 und für das erſte halbe Jahr 1873 fällige Zahlung und um 
ganz andere Geklagte handelte, und der damalige Rechtsſtreit auch nicht 
das jetzt geſtellte Begehren um Anmerkung der Conventionsmünz⸗Währung 
in der Landtafel zum Gegenſtande hatte, daher dieſe früheren Entſchei⸗ 
dungen nach $ 12 a. b. G B. auf den vorliegenden Fall nicht ange⸗ 
wendet werden können. 

Was die angebliche Erſitzung des Rechtes, von dem Capitale per 
10.000 fl. die zeitweiſe fälligen Intereſſen in Conventionsmünze zu 
begehren, anbelangt, ſo kann auf dieſelbe nicht Bedacht genommen wer⸗ 
den, weil nach 8 1460 a. b. G. B. zur Erſitzung vor Allem erfordert 
wird, daß Jemand die Sache oder das Recht, das durch Erſitzung 
erworben werden ſoll, wirklich beſitze. Der Kläger aber hat, nach der 
Natur des Falles, nur das Recht, jährlich viermal Intereſſen zu begeh⸗ 
ren, was ihm nicht abgeſprochen wird, alſo bloß ein Forderungsrecht 
auf künftige Intereſſenraten, und eine ſolche Beſchaffenheit des (durch 
Erſitzung) erſt zu erwerbenden Rechtes ſchließt nach 8 1460 a. b. G. B. 
die Möglichkeit der Erſitzung aus. 

Ueber Appellation der Finanzprocuratur wurde vom k. k. Ober⸗ 
landesgerichte Wien laut Decretes vom 27. Mai 1874, Z. 8251, das 
erſtrichterliche Urtheil abgeändert und dem Klagebehren unter gegen⸗ 
ſeitiger Aufhebung der Koſten erſter und zweiter Inſtanz ſtattgegeben. 

Die obergerichtlichen Entſcheidungsgründe lauten: 

Nach dem intabulirten Schuldbriefe ddo. Bartholomäi 1731, ſind 
die eingeklagten Intereſſen „in gueter gangbarer Münz“ von dem 
„Purr“ vorgeſchoſſenen Darlehen per 10.000 fl., deren Währung nicht 
angegeben iſt, zu bezahlen. Das Capital konnte nur in klingender Münze 
zugezählt worden ſein, denn das erſte Papiergeld wurde in Oeſterreich 
erſt in Folge Patentes vom 15. Juni 1762 (Cod. avstr. IV, pag. 302) 
eingeführt, und der Conventionsmünz⸗ oder Zwanzigguldenfuß kommt 
das erſtemal in dem Staatsvertrage vom 21. September 1753 zwi⸗ 
ſchen Baiern und Oeſterreich vor (ſiehe Becker, II. Band, Seite 220). 

Die Geklagte wendet das Finanzpatent vom 20. Hornung 1811 
ein, welches mit dem Abſ. 9 des Kundmachungspatentes zum bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche durch Regierungscirculare vom 4. October 1816 in 
den vom Wiener Frieden ddo. 14. October 1809 bis 14. April 1816 
unter baieriſcher Landeshoheit geſtandenen reoccupirten Parcellen des Haus⸗ 
ruckkreiſes, wo Gallſpach liegt, kundgemacht worden ſein ſoll. 

Allein der Abſatz 8 des beſagten Kundmachungspatentes beſtimmt, 
daß die über .. Finanzgegenſtände kundgemachten, die Privatrechte 
beſchränkenden Verordnungen in Kraft bleiben. Das Finanzpatent iſt 
aber in den genannten Pareellen nie kundgemacht worden, konnte daher 
auch nie in Kraft bleiben und hat dort nie eine Geltung erlangt. Mit 
dem Regierungscirculare vom 4. October 1816 wurde übrigens nur 
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bürgerlichen Geſetze das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch von dem erſt⸗ 
beſagten Jahre und Tage an (1. Auguſt 1817) geſetzt werde. 

Zweifellos war aber das unter baieriſcher Landeshoheit nicht 
publicirte öſterreichiſche Finanzpatent bis dorthin in den fraglichen Par⸗ 
cellen nicht verbindend. 

Finanzgeſetze wurden in damaliger Zeit von der zuſtändigen Hof⸗ 
behörde im allerhöchſten Auſtrage erlaſſen und können dieſe vom Richter 
nicht ignorirt werden, wenn ſie auch nicht in die Juſtizgeſetzſammlung 
aufgenommen ſind. 

Das von der k. k. geheimen Credithofcommiſſion erlaſſene Hof⸗ 
kammerpräſidialdecret vom 18. April 1818, 3. 373, an die ober⸗ 
öſterreichiſche Regierung beſagt: „Vom 1. Auguſt 1818 hat auch der 
Vierundzwanzigguldenfuß nicht mehr als geſetzliche Währung zu gelten, 
ſondern es hat von dem erwähnten Zeitpunkte an der Zwanzigguldenfuß 
als geſetzliche Währung zu gelten, ſomit der Conventionsgulden à 60 kr. 
als geſetzliche Reichsmünze zu beſtehen.“ Weiters heißt es: „Endlich 
hat bei allen Privatgeſchäften, worin die Währung nicht klar ausge⸗ 
drückt iſt, der Zwanzigguldenfuß als geſetzliche Norm zu gelten.“ 

Der Zwanzigguldenfuß bedeutet aber, daß 20 Silbergulden oder 
60 Zwanziger auf eine feine kölniſche Mark gehen. Da nun das Dar⸗ 
lehen nur in klingender Münze gegeben ſein kann, in Baiern und den 
reoccupirten Parcellen der Vierundzwanzigguldenfuß beſtand und das 
vorbezeichnete Hofkammerdecret um die Zeit des Wechſels der Landes⸗ 
hoheit erfloß, ſo ergibt ſich, daß die Metallmünze, und zwar die geſetz⸗ 
liche Conventionsmünze, als jene Währung anzuerkennen ſei, unter 
welcher die Dotirung des klägeriſchen Beneficiums haftet. 

Die Belehrung eines Fiscalamtes vom 28. December 1820 
bezieht ſich zweifellos auf ein Gebiet, wo das Finanzpatent kundgemacht 
worden iſt, kann daher dieſer Entſcheidung nicht entgegenſtehen. 

Es iſt aber auch die Behauptung der Erſitzung dem Geſetze ent⸗ 
ſprechend. Es kann doch nicht in Abrede geſtellt werden, daß das Recht 
auf Zinſen, und zwar in einer beſtimmten Währung, an dritte Perſonen 
abgetreten, kurz veräußert werden kann. Es iſt auch nicht von den zur 
Erſitzung tauglichen Sachen und Rechten im § 1455 a. b. G. B. aus⸗ 
geſchloſſen. Die Leiſtung in Conventionsmünze durch und für die Zeit 
von 1823 bis 1870 iſt von der Geklagten zugeſtanden. Die Klägerin 
hat ein von der dem bereits erwähnten Wechſel der Landeshoheit zu⸗ 
nächſtgeſtandenen höchſten Juſtizſtelle des Reiches geſprochenes Urtheil 
und die Anerkennung Seitens des Vorbeſitzers der Geklagten für ſich, 
befindet ſich daher im allerbeſten Glauben, mithin hat ſie das wohler⸗ 
worbene, auf einen entgeltlichen Titel beruhende Recht, die Zinſen in 
Conventionsmünze zu fordern, nach 8 1460 a. b. G. B. erſeſſen, ohne 
daß ſie ſich nach § 5 der kaiſerlichen Verordnung vom 27. April 
1858 die Reduction auf 400 fl. ö. W. gefallen zu laſſen braucht. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat laut Decretes vom 21. October 
1874, Z. 8901, über Reviſion der Geklagten, das Urtheil zweiter 
Inſtanz aus nachſtehenden Gründen zu beſtätigen befunden: 

Im vorliegenden Rechtsſtreite wird die Geklagte nur als dermalige 
Eigenthümerin des für die fragliche Forderung ſammt Nebengebühren 
des Moriz Precheuſtainer'ſchen Beneficiums Sanctae Crucis zu Hof⸗ 
kirchen verpfändeten landtäflichen Gutes Gallſpach, daher als Hypothe⸗ 
karſchuldnerin belangt. 

Dieſes verpfändete landtäfliche Gut iſt aber in jenem Antheile 
des Hausruckkreiſes in Oberöſterreich gelegen, welcher durch den Wiener 
Frieden vom 14. October 1809 von Oeſterreich an Baiern abgetreten worden 
war und erſt durch den zwiſchen Oeſterreich und Baiern am 14. April 
1816 geſchloſſenen Staatsvertrag wieder an Oeſterreich zurückgefallen iſt. 

Daher iſt das Finanzpatent vom 20. Februar 1811, welches im 
oberwähnten Antheile des Hausruckkreiſes gar nie kundgemacht worden 
iſt, wie bereits die zweite Inſtanz eingehend und ganz richtig erörtert 
hat, auf die für das genannte Beneficium auf obigem Gute bereits ſeit 
22. September 1767 pfandrechtlich ſichergeſtellte Forderung per 10.000 fl. 
ſammt Nebengebühren nie wirkſam geworden, und kann dasſelbe beziig- 
lich der diesfälligen Währung nicht als maßgebend betrachtet und der⸗ 
zeit von der Geklagten nicht mit Erfolg zum Nachtheile des als 


Gläubiger einſchreitenden Beneficiums, und rückſichtlich des oberöſter⸗ 
reichiſchen Religionsfondes geltend gemacht werden. 

Ueberdies wurde bereits in dem mit Entſcheidung der k. k. 
oberſten Juſtizſtelle vom 28. Februar 1823, Nr. 227, beſtätigten 
Urtheile des k. k. Appellationsgerichtes vom 27. September 1822, 
3: 6305, in einem vom k. k Fiscalamte in Vertretung des klägeriſchen 
Beneficiums wider Ferdinand Maria Freiherrn v. Imsland als damaligen 
Eigenthümer des obigen verpfändeten Gutes wegen Zahlung der bon | 
oberwähnter Forderung im Betrage von 500 fl. rückſtändig geweſenen 
Intereſſen anerkannt, daß die diesfällige Schuld in Conventionsmünze 
zu bezahlen ſei. 

Endlich ſoll das hier in Frage ſtehende, für das klägeriſche 
Beneficium pfandrechtlich ſichergeſtellte Darlehenscapital per 10.000 fl. 
nach der Schuldurkunde ddo. Bartholomäi 1731, ein ſtillliegendes ſein 
und hat nach der Actenlage, wie die zweite Inſtanz ausgeführt hat, 
das Beneficium das Recht, die Zinſen hievon in Eonventionsmünze zu 
fordern, bereits erſeſſen. Jur. Bl. 


politiſchen Straferkenntniſſes die Ausfolgung eines Auszuges aus 
dem Strafregiſter nicht verweigert werden. 

Unterm 22. Jänner 1877 wurde in Folge Anzeige des Forſt⸗ 
amtes J. der krainiſchen Induſtriegeſellſchaft gegen eine größere Anzahl 
in den V. . ‚er Waldungen eingeforſteter Parteien eine Forſtfrevel⸗ 
Verhandlung gepflogen und wurden hiebei unter Anderem die vier 
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Strafverhandlung anweſend waren, ihre Aeußerumg abgaben, ihnen das 
Erkenntniß publicirt wurde und von denſelben dagegen eine Berufung, 
nicht angemeldet worden ſei. Ein Strafregiſterauszug wurde daher für 
fie gar nicht ausgefertigt, weßhalb ein ſolcher vom Gemeindediener in V. 
auch nicht zugeſtellt werden konnte. Die Geſuchſteller ſeien lediglich mit 
Mahnzetteln zur Einzahlung der Zeugengebühren, nachdem das Erkenntniß⸗ 
längſt in Rechtskraft erwachſen, aufgefordert wordem und haben dieſer 
Aufforderung auch Folge geleiſtet. 

Die Landesregierung erledigte hierauf die Eingabe der vier Par⸗ 
teien mit Erlaß vom 20. November 1877 kurz dahin, daß ſie unter 
Kenntnißnahme des Berichtes der Bezirkshauptmannſchaft dieſe beauf⸗ 
tragte, im Sinne desfelben die Geſuchſteller zu beſcheiden. Dies geſchah. 

Die vier Forſtexcedenten überreichten ſodann eine Beſchwerde gegen 
den Landesregierungs⸗Beſcheid directe beim Miniſterium des Innern 
und führten darin aus, „daß die Beſchwerdeführer unbedingt darauf 
beſtehen, daß ihnen das Straſerkenntniß ausgefolgt werde. Dasſelbe 
ſei ihr wahres Eigenthum und ſie benöthigen es zu ihrer Darnach⸗ 
achtung in vorkommenden Fällen und ſehr dringend zur ehemöglichſten 
Erwirkung ihrer Schuldlosſprechung. Sie ſeien bei der Strafverhandlung 
allerdings anweſend geweſen, haben aber dabei laut gegen das Urtheil 
proteſtirt, daß ſie damit nicht einverſtanden ſeien und dagegen Beſchwerde 
erheben werden. Eine ſörmliche ordnungsmäßige Berufung haben ſie 
aber dem Erkenntnißrichter nicht in die Feder dictirt.“ \ 

Das k. k Minifterium des Innern hat unterm 4. Juni 1878, 
3: 3589, der k. k. Landesregierung bedeutet, „daß die Verweigerung 
der, wenngleich erſt nachträglich angeſuchten Ausfolgung eines Auszuges 


Grundbeſitzer S., K., P. und R. wegen widerrechtlichen Fällungen von aus dem Straſregiſter bezüglich der wider ſie mit dem Erkenntniſſe der 
Fichtenbäumen nach § 18 des Forſtgeſetzes mit Verweiſen beſtraft und Bezirkshauptmannſchaft R. vom 22. Jänner 1877 gepflogenen Straf⸗ 
zu den Koſten des Strafverfahrens (Zeugengebühr) mit je 62 kr. und verhandlung wegen Forſtfrevel geſetzlich nicht begründet wäre. Den 
endlich zu Erſatzleiſtuugen in verſchiedenen Beträgen an die Induſtrie⸗ genannten Beſchwerdeführern ſind daher die begehrten Auszüge in der 
Geſellſchaft verhalten. Die gedachten vier Parteien waren perſönlich zur vorgeſchriebenen Form, jedoch mit dem Bemerken zu erfolgen, daß mit 
Strafverhandlung erſchienen und haben ſich mündlich dabei verantwortet. der Anordnung zur Ausfolgung des obigen Auszuges keine Anerkennung 


Den Parteien kann auch nach eingetretener Rechtskraft eines 


Das Strafregiſter enthält keine Andeutung von einer Berufungs⸗ 
anmeldung. 

Ende Juli 1877 ſind dieſe vier Forſtexcedenten gleich anderen 
mittelſt Mahnzetteln zur Einzahlung der aushaftenden Zeugengebühren 
aufgefordert worden. 

Unterm 22. Auguſt 1877 überreichten die beſagten vier Forſt⸗ 
excedenten bei der Bezirkshauptmannſchaft R. eine Eingabe, worin ſie 
ſagten, daß ihnen anläßlich der Einmahnung zur Zeugengebühreinzahlung 
bekannt gemacht worden ſei: „die gegen fie erfloſſenen Forſt⸗Straf⸗ 
‚erkenntniffe ſeien in Rechtskraft erwachſen“, während ihnen doch die frag⸗ 
lichen Erkenntniſſe gar nicht zugeſtellt wurden und daher auch keine 
Gelegenheit geboten war, dagegen Beſchwerde zu erheben. Sie ver⸗ 
langten: die Bezirkshauptmannſchaft wolle die Forſt⸗Straferkeuntniſſe 
unter Offenlaſſung der geſetzlichen Recursſriſt an fie zuſtellen laſſen. 

Den Beſchwerdeführern wurde über ihre Eingabe von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft bekannt gegeben, „daß laut Berichtes des Gemeinde⸗ 
amtes V. der Zuſteller mit Eid beſtätige, daß er die betreffenden Zah⸗ 
lungsaufträge ihnen ordnungsmäßig zugeſtellt habe“. 

Mit dieſem das Weſen ihres Petitums nicht berührendem Beſcheide 
gaben ſich S., K., P. und R. nicht zufrieden, ſondern brachten jetzt 
ihre Beſchwerde in einer allerdings erſt am 10. November 1877 prä⸗ 
ſentirten Eingabe direct vor die Landesregierung. Sie wiederholten hiebei, 
daß ihnen erſt bei Gelegenheit der Einzahlung der Zeugengebühren 
bekannt gegeben wurde, daß die Forſt⸗Straſerkenntniſſe, welche doch 
niemals zugeſtellt wurden, gegen ſie in Rechtskraft erwachſen ſeien und 
beſchwerten ſich über den Beſcheid, den ſie von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft über ihr Zuſtellungsbegehren erhalten haben. Die Beſtätigung des 
gemeindeämtlichen Zuſtellers, auf welche ſich berufen werde, ſei offenbar 
irrig, da die Erkenntniſſe factiſch nicht an ſie gelangt ſeien. Sie würden 
ſonſt nicht geſäumt haben, ſoſort gegen dieſelben Beruſung einzulegen, 
umſomehr, als ihre in gleicher Angelegenheit zur Strafe gezogenen 
Nachbarn im Recurswege ſtraffrei geworden ſeien Sie ſtellten das 
Begehren, die Landesregierung wolle der Bezirkshauptmannſchaft die 
genaue Erhebung bezüglich der Nichtzuſtellung der Forſt⸗Straferkenntniſſe 
auftragen und die Ausfertigung der letzteren zu ihren Handen unter 
Offenlaſſung der Beruffriſt anordnen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft, von der Landesregierung zur 
Aeußerung aufgefordert, berichtete: daß den Bittſtellern nach der Acten⸗ 
lage gar kein Straferkenntniß zuzuſtellen war, weil dieſelben bei der 


eines Recursrechtes ausgeſprochen werde.“ H. 


Aufrechtbeſtehen des Penſionsanſpruches der auch erſt am Tage 
des Ablebens ihres Gatten mit demſelben rechtsgiltig getrauten 
Beamtenswittwe. 


Der Rechnungs⸗Offieial Johann St. hat ſich im Alter von 
42 Jahren nach eingeholter Dispens von allen drei Aufgeboten am 
24. Jänner 1878 um 10 Uhr Vormittags mit der 52 Jahre alten 
Anna W. verehlicht und iſt an demſelben Tage um 4½ Uhr Nach⸗ 
mittags an der Tuberculoſe geſtorben; er diente über 10 Jahre. 


Die Statthalterei beabſichtigte dieſer Wittwe die normalmäßige 
Penſion zu bewilligen. n 

Die Finanz⸗Landesdirection erklärte jedoch hiezu die Zuſtimmung 
nicht ertheilen zu können, weil die Trauung der Anna St. mit ihrem 
verſtorbenen Gatten in deſſen letzten Lebensſtunden Platz gegriffen habe 
und ſomit die Annahme des Zuſammenlebens in wirklich ehelicher 
Gemeinschaft völlig ausgeſchloſſen ſei. 

Dagegen erwiderte die Statthalterei, daß mit Ausnahme der Be⸗ 
ſchränkung des Penſionsanſpruches einer Wittwe, welche ihren Gatten 
erſt nach zurückgelegtem 60. Lebensjahre geheiratet habe, die Penſions⸗ 
Vorſchriften keine Zeitdauer feſtſetzen, innerhalb welcher das Zuſammen⸗ 
leben zweier Eheleute ſtattgefunden haben müſſe, um den Penſions⸗ 
anſpruch zu begründen. 

Das k. k. Finanzminiſterium hat mit Erlaß vom 17. Mai 1878, 
Z. 11.313, der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection bedeutet, 
„daß nach den beſtehenden Vorſchriften der Wittwe eines Staatsdieners 
bei dem Eintreffen der übrigen vorgezeichneten Betheilungsbedingungen 
auch dann die directivmäßige Penſion gebührt, wenn die Trauung mit 
ihrem Gatten, von welchem der Betheilungsanſpruch hergeleitet wird, 
in rechtsgiltiger Form auch erſt vom Tage ſeines Ablebens vollzogen 
worden iſt, vorausgeſetzt, daß derſelbe zur Zeit der Verehelichung das 
60. Lebensjahr noch nicht überſchritten hatte und daß hiernach wegen 
Flüſſigmachung der normalmäßigen Penſion für die Rechnungs⸗Officials⸗ 
wittwe Anna St. vorſchriftsmäßig das Amt zu handeln iſt.“ B. 


Die über verrinzelte Nachfrage erfolgte Abgabe von Num Seitens 
eines Apothekers kann nicht als Gewerbsübertretung angeſehen 
werden. 

Adalbert P., Apotheker in K., verkaufte am 3. April 1877 an 
Alexander B., Lehrer aus G., eine verſiegelte 11/, Seitel enthaltende 
Flaſche Rum um 2 fl. 6. W. Deßwegen bei der politiſchen Behörde 
verklagt, war Adalbert P. der ihm angeſchuldeten That geſtändig, 
behauptete jedoch, daß er als Apotheker auch ohne Gewerbſchein befugt 
ſei, echten Jamaica⸗Rum als Arzeneimittel zu verkaufen. 

Mit Erkeuntniß vom 25. Mai 1877 hat die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in K. den Adalbert P. wegen Uebertretung der ss 16 und 17 
Gewerbeordnung durch unbefugten Rumverkauf zu einer Strafe von 
25 fl., eventnell 5 Tagen Arreſt verurtheilt. 

Dieſes Erkenntniß beſtätigte die Statthalterei im Recurswege mit 
Entſcheidung vom 30. Auguſt 1877. 

Das k. k. Miniſterium des Innern aber hat ddo. 24. Mai 1878, 
3. 4439, folgendermaßen entſchieden: „das Miniſterium des Innern 
findet im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium die angeſochtenen 
Straferkenntniſſe von Amtswegen zu beheben, weil die von dem Recur⸗ 
renten über eine vereinzelte Nachfrage erfolgte Abgabe von Rum als 


eine Uebertretung der 88 16 und 17 der Gewerbeordnung nicht betrach⸗ 
tet werden kann.“ 8. 


Eine in einem verſiegelten recommandirten Briefe 

Adreſſaten ausgeſprochene falſchliche 

nicht den Thatbeſtand der Uebertretung der Ehrenbeleidigung 

nach $ 82 des St. G., da zu ſolchem erforderlich iſt, daß die 

fälſchliche Beſchuldigung gegenüber einer von dem Beſchuldigten 
verſchiedenen Perſon gemacht werde. 

J. K. beſchuldigte M. K. in einem an dieſen gerichteten ver⸗ 
ſiegelten und recommandirten Briefe mehrerer ſtrafbarer Handlungen. 
Ueber die Privatklage des M. K. wurde J. K. von dem k. k. ſtädt. 
del. Bezirksgerichte der inneren Stadt Wien freigeſprochen, dagegen 
wurde er in Folge der von dem Privatankläger ergriffenen Berufung 
mit dem Urtheile des Landesgerichtes Wien als Berufungsinſtanz vom 
23. November 1877, 3. 1856, der Uebertretung des 8 487 St. G. 
ſchuldig erkannt, indem das Landesgericht von der Auffaſſung ausging, 
daß die Uebertretung des § 487 St. G. auch in einem an den Be⸗ 
leidigten gerichteten Briefe, ohne daß eine Mittheilung an eine dritte 
Perſon ſtattfand, begangen werden könne, und daß nur bezüglich der 
Uebertretung des § 488 St. G. „die Mittheilung“ erforderlich ſei. 
Gegen dieſes Erkenntniß ergriff die k. k. Generalprocuratur im Sinne 
des § 33 St. P. O. die Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des 
Gefetzes. 

Bei der hierüber angeordneten Verhandlung, welche unter dem 
Vorſitze Sr. Excellenz des Erſten Präſidenten Ritter v. Schmerling am 
16. Mai d. J. ſtattſand, wurde dieſe Beſchwerde von dem General⸗ 
advocaten Dr. v. Frey in nachſtehender Art ausgeführt: Unter „Ehre“ 
verſteht man das günſtige Urtheil Anderer über den Werth einer 
Perſon. Aus dieſem Begriffe des Wortes Ehre ergibt ſich, daß die 
fälſchliche Beſchuldigung einer ſtrafbaren Handlung nur dann die Ehre 
des Beſchuldigten verletzen könne, wenn ſie gegenüber einer — von 
dem Beſchuldigten verſchiedenen — Perſon vorgebracht wird, weil 
nur dann die Möglichkeit gegeben erſcheint, daß ein Anderer hiedurch 
in ſeinem Urtheile über den Beſchuldigten beirrt und zu einer un⸗ 
günſtigen Meinung über ihn beſtimmt werde. Wenn jedoch die Beſchuldi⸗ 
gung nur in einem an den Beſchuldigten ſelbſt gerichteten und über⸗ 
dies noch recommandirten Briefe zum Ausdrucke gelangt, alſo nicht zur 
Kenntniß eines Anderen gebracht wird, ſo kann das Urtheil eines 
Anderen hiedurch nicht beeinflußt und ſohin auch die Ehre des 
Beſchuldigten nicht verletzt werden. Von dieſer im Weſen einer Beleidi⸗ 
gung der Ehre wurzelnden Auffaſſung geht auch das Strafgeſetz aus. 
Im 8 487 St. G. iſt zwar nicht ausdrücklich angeführt, daß die 
Beſchuldigung einem Anderen mitgetheilt worden ſein müſſe; allein die 
Worte: „wer auch ſonſt durch Mittheilung ...“, mit welchen der nach⸗ 
folgende § 488 St. G. beginnt, zeigen, daß auch im 8 487 St. G. 
eine Mittheilung der Beſchuldigung zum Thatbeſtande gefordert werde. 
Dieſe Auslegung befindet ſich auch im Einklange mit der Rechts⸗ 
ſprechung des oberſten Gerichtshofes, welcher wiederholt insbeſondere 
in den Entſcheidungen vom 7. Auguſt 1866, Z. 6964 und 30. Auguſt 
„„ ³ S a, m 


gegenüber dem 
Beſchuldigung begründet 
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1871, 3. 10.839 (Nr. 1150 und 1390 der Glaſer'ſchen Samm⸗ 
lung) anerkannte, daß der § 487 St. G. auf den Inhalt eines an 
den Beleidigten gerichteten Briefes nicht angewendet werden könne und 
mit den Entſcheidungen vom 14. Juli 1869, Z. 7720 und 25. Juli 
1871, 3. 9096 (Nr. 1289 und 1384 der Glaſer'ſchen Sammlung) 
in einem derartigen Falle auch den Thatbeſtand der Uebertretung des 
§ 488 St. G. als nicht vorhanden bezeichnete. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 16. Mai 
1878, 8. 3292 zu Recht erkannt: „Es ſei durch das Urtheil des 
k. k. Landesgerichtes Wien als Berufungsinſtanz vom 23. November 
1877, 8. 1856 das Geſetz verletzt worden und es werde deßhalb 
dieſes Urtheil aufgehoben und das freiſprechende Urtheil des k. k. ſtädt. 
del. Bezirksgerichtes der inneren Stadt Wien vom 18. October 1877, 
8. 4466 wieder hergeſtellt. Gründe: 

„Zum Thatbeſtand der im § 487 St. G. bezeichneten Ueber⸗ 
tretung iſt erforderlich, daß die fälſchliche Beſchuldigung, wie ſchon der 
Begriff ergibt und auch die Eingangsworte des mit dem eitirten Para⸗ 
graph in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehenden 8 488 St. G.: 
„wer auch ſonſt durch Mittheilung ...“ zeigen, gegenüber einer von 
dem Beſchuldigten verſchiedenen Perſon gemacht, rückſichtlich dieſer zur 
Kenntniß gebracht werde. Es kann deßhalb dieſe Uebertretung durch 
die Zuſendung eines verſiegelten recommandirten Briefes, von deſſen 
Inhalte Niemand anderer als der Adreſſat und Empfänger, gegen 
welchen die Beſchuldigungen gerichtet werden, vorausſichtlich Kenntniß 
erlangen kann und auch wirklich erlangt hat, nicht begangen werden. 
Es erſcheint daher durch das verurtheilende Erkenntniß des k. k. Landes⸗ 
gerichtes Wien das Geſetz verletzt uud mußte deßhalb dasſelbe auf⸗ 
gehoben und das freiſprechende Urtheil des k k. ſtädt. del. Bezirks⸗ 
gerichtes der inneren Stadt Wien wiederhergeſtellt werden.“ 


Perſon alien. 

Seine Majeſtät haben den Director des allgemeinen Krankenhauſes in 
Prag Med. Dr. Wilhelm Pißling zum Statthaltereirathe und Landesſanitäts⸗ 
referenten bei der mähr. Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Joſef 
Winter anläßlich ſeiner Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann in Luttenberg Franz Ritter 
Premrau v. Premerſtein die a. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Heinrich Reeger anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Baurathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungsrevidenten der Lemberger 
Finanz⸗Landesdirection Michael Lyézkowski den Titel eines Rechnungsrathes 
tayfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberförſtern Franz Apfelbeck zu Kierling 
und Friedrich Huber zu Hütteldorf das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Ingenieur Joſef Gentili zum 
Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpecter Matthäus Siminiatti 
zum Steueroberinſpector für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in Zara 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Karl Ritter v. Kriegsau 
zum Finanzrathe für den directen Steuerdienſt in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den bisherigen Directions⸗Ingenieur der Dikaſte⸗ 
rialgebäude⸗Direction Oberingenieur Jakob Ju ratzka zum techniſchen Adjuncten 
dieſer Direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär Pius Twardowski zum Inſpector 
und Fiuanzrathe bei der Generaldirection der Tabakregie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Leopold Burgarell zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Grazer Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Franz Sommeregger zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Klagenfurter Finanzdirection ernannt. 

— — . — 
Erledigungen. | 
Zwei Bezirkshauptmaunsſtellen in Tirol mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 140). 

Zwei Forſtaſſiſtentenſtellen bei der Direction der Güter des Bucowinater 
gr. or. Religionsfondes mit den Bezügen der eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
Juli. (Amtsbl. Nr. 141). 


Hierzu als Beilage ein Proſpect der Buchhandlung Moritz 
Perles in Wien, Bauernmarkt 11. Das auf demſelben genannte 
Werk: „Rraus und Pichler, Encyclopädiſches Wörterbuch der 
Staatsarzneikunde“ iſt in genannter Buchhandlung ſtets vorräthig. 
Preis des geſammten Werkes 33 fl. Dasfelbe wird euentnell auch 
gegen Ratenzahlungen abgegeben. i 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


